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<Article>Entschließung des Europäischen Parlaments über die Auswertung der Umsetzung des Bologna-Prozesses</Article>
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf Artikel 165 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV),

–
unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, insbesondere auf Artikel 26,

–
unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 14,

–
unter Hinweis auf die am 25. Mai 1998 in Paris von den vier zuständigen Ministern Deutschlands, Frankreichs, Italiens und des Vereinigten Königreichs unterzeichnete Gemeinsame Erklärung zur Harmonisierung der Architektur der europäischen Hochschulbildung (Sorbonne-Erklärung)
,

–
unter Hinweis auf die am 19. Juni 1999 in Bologna von den Bildungsministern 29 europäischer Staaten unterzeichnete Gemeinsame Erklärung (Bologna-Erklärung)
,

–
unter Hinweis auf das Kommuniqué der Konferenz der für die Hochschulen zuständigen Ministerinnen und Minister vom 19. Mai 2001 in Prag,

–
unter Hinweis auf das Kommuniqué der Konferenz der für die Hochschulen zuständigen europäischen Minister vom 28. und 29. April 2009 in Leuven/Louvain-la-Neuve
,

–
unter Hinweis auf die von den Bildungsministern von 47 Staaten verabschiedete Erklärung von Budapest und Wien vom 12. März 2010, mit der der Europäische Hochschulraum (EHR) offiziell eröffnet wurde
,

–
unter Hinweis auf das Bukarester Kommuniqué der Ministerkonferenz und des dritten Bologna Policy Forums vom 26. und 27. April 2012 in Bukarest
,

–
unter Hinweis auf die Mobilitätsstrategie 2020 für den Europäischen Hochschulraum (EHR), die auf der Ministerkonferenz des EHR am 26.  und 27. April 2012 in Bukarest beschlossen wurde
;

–
unter Hinweis auf die Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung von Berufsqualifikationen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verordnung“)
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. September 2005 zur Erleichterung der Ausstellung einheitlicher Visa durch die Mitgliedstaaten für den kurzfristigen Aufenthalt an Forscher aus Drittstaaten, die sich zu Forschungszwecken innerhalb der Gemeinschaft bewegen
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2006 über die verstärkte europäische Zusammenarbeit zur Qualitätssicherung in der Hochschulbildung
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 zur Einrichtung des Europäischen Qualifikationsrahmens für lebenslanges Lernen
,

–
unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 12. Mai 2009 zu einem strategischen Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung („ET 2020“)
,

–
unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 26. November 2009 zur Entwicklung der Rolle der Bildung in einem leistungsfähigen Wissensdreieck
,

–
unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 11. Mai 2010 zur Internationalisierung der Hochschulbildung
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 28. Juni 2011 für politische Strategien zur Senkung der Schulabbrecherquote
,

–
unter Hinweis auf die Empfehlung des Rates vom 28. Juni 2011 mit dem Titel „Jugend in Bewegung – die Mobilität junger Menschen zu Lernzwecken fördern“
,

–
unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 10. Mai 2006 mit dem Titel „Das Modernisierungsprogramm für Universitäten umsetzen: Bildung, Forschung und Innovation“ (COM(2006)0208),

–
unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 3. März 2010 mit dem Titel „Europa 2020 – Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ (COM(2010)2020),

–
unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 26. August 2010 mit dem Titel „Eine Digitale Agenda für Europa“ (COM(2010)0245/2),

–
unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 20. September 2011 mit dem Titel „Wachstum und Beschäftigung unterstützen – eine Agenda für die Modernisierung von Europas Hochschulsystemen“ (COM(2011)0567),

–
unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel „Hochschulbildung in Europa 2009: Entwicklungen im Rahmen des Bologna-Prozesses“ (Eurydice, Europäische Kommission, 2009)
,

–
unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel „Fokus auf die Hochschulbildung in Europa 2010: Die Auswirkungen des Bologna-Prozesses“ (Eurydice, Europäische Kommission, 2010)
,

–
unter Hinweis auf den Bericht mit dem Titel „Der europäische Hochschulraum im Jahr 2012: Bericht über die Umsetzung des Bologna-Prozesses“ (Eurydice, Europäische Kommission, 2012)
,

–
unter Hinweis auf die Eurobarometer-Umfrage 2007 unter Lehrpersonal zur Reform der Hochschulbildung
,

–
unter Hinweis auf die Eurobarometer-Umfrage 2009 unter Studierenden zur Reform der Hochschulbildung
,

–
unter Hinweis auf die Eurostat-Veröffentlichung vom 16. April 2009 zum Bologna-Prozess in der Hochschulbildung in Europa – Die wichtigsten Indikatoren zur sozialen Dimension und zur Mobilität
,

–
unter Hinweis auf den Abschlussbericht der Internationalen Konferenz vom 8. und 9. September 2011 in Eriwan (Armenien) zur Finanzierung der Hochschulbildung (International Conference on Funding of Higher Education)
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 23. September 2008 zum Bologna-Prozess und zur Mobilität der Studierenden
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 20. Mai 2010 zum Dialog zwischen Hochschule und Wirtschaft: Eine neue Partnerschaft zur Modernisierung der Hochschulen
,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. März 2012 zu dem Beitrag der EU‑Organe zur Konsolidierung und zum Fortschritt im Bologna-Prozess
,

–
unter Hinweis auf den Europäischen Fonds für strategische Investitionen (EFSI)
,

–
unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für Kultur und Bildung (A8-0121/2015),

–
gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass die erklärten Ziele des Bologna-Prozesses – durch den erleichtert werden soll, in ein anderes Land zu ziehen, um dort ein Studium fortzusetzen oder zu arbeiten, durch den die Attraktivität der Hochschulbildung in Europa gesteigert werden soll, damit eine große Zahl von Menschen aus nichteuropäischen Ländern nach Europa kommt, um hier zu studieren und/oder zu arbeiten, und durch den Europa mithilfe des Europäischen Hochschulraums eine solide Grundlage wissenschaftlicher Spitzenleistungen erhalten und dafür Sorge getragen werden soll, dass sich Europa als friedliche und tolerante Gemeinschaft entwickelt – aktuell bleiben, dass jedoch eine Bewertung und eine Bilanz notwendig sind, um die Erfolge und Misserfolge in Bezug auf die angestrebten Ziele zu erörtern;

B.
in der Erwägung, dass die Bedeutung des Bologna-Prozesses in der derzeitigen wirtschaftlichen Lage darin liegen sollte, dass die Ziele mit Blick auf die Ausbildung eines möglichst hohen Maßes an Wissen und Innovation in der Bevölkerung verfolgt werden, indem ein umfassender Zugang zu Bildung und dauerhafter Weiterbildung geschaffen wird; dass sich hingegen die Umsetzung des Bologna-Prozesses in den europäischen Ländern und darüber hinaus in einer Liberalisierung der Hochschulbildung, einer Erhöhung der Immatrikulationsgebühren und einem zunehmenden Einfluss der Unternehmen bis in die Verwaltungsräte hinein niedergeschlagen hat, oft zulasten des Gemeinwohlziels, das das der Hochschulbildung zugrunde liegen sollte; 

C.
in der Erwägung, dass die meisten Hochschulabsolventen nach der Erlangung des Abschlusses eine mehrere Monate oder gar Jahre andauernde Phase der Prekarität durchlaufen müssen, in der sie zahlreiche Praktika absolvieren und prekäre oder nicht ihrem Abschluss entsprechende Arbeitsverhältnisse eingehen müssen; in der Erwägung, dass die Bologna-Reform im Hinblick auf das Ziel, das Missverhältnis zwischen Qualifikationsangebot und ‑nachfrage in der EU zu beheben, bislang nicht sonderlich erfolgreich war; 

D.
in der Erwägung, dass mit Blick auf das Problem der Jugendarbeitslosigkeit seit dem Anbruch der Krise im Jahr 2008 keine wesentliche Besserung eingetreten ist; in der Erwägung, dass Ende 2014 in der Union etwa 5 Millionen junge Menschen unter 25 Jahren arbeitslos waren, was einer Quote von 21,7 % entspricht; in der Erwägung, dass in bestimmten europäischen Ländern die Jugendarbeitslosigkeit über 50 % liegt; in der Erwägung, dass die starken Kürzungen der Haushaltsmittel, die mehrere Mitgliedstaaten im Bildungsbereich vorgenommen haben, sowie die ständig steigenden Studiengebühren zu einer massiven Zunahme der Zahl verschuldeter Studierender geführt haben, die sich in einer prekären Lage befinden und zur Finanzierung ihres Studiums arbeiten gehen müssen;

E.
in der Erwägung, dass die Universität eine wichtige und beinahe tausend Jahre alte Errungenschaft ist, deren Bedeutung für das Fortschreiten der Gesellschaft nicht auf ihren Beitrag zur Wirtschaft beschränkt werden und deren Entwicklung nicht allein von wirtschaftlichen Bedürfnissen abhängen darf; in der Erwägung, dass Universitäten den Worten eines Philosophen zufolge nicht nur neue Fachkräfte, Wissenschaftler, Ingenieure, Lehrer, Ärzte, Politiker und Bürger ausbilden, sondern sich auch von der „Suche nach der Wahrheit und Schönheit“ leiten lassen sollten;

F.
in der Erwägung, dass es wichtig ist, über die unterstützende Rolle regionaler und nationaler Institutionen bei der Koordinierung, Regulierung und Ressourcenverteilung hinaus die universitäre Gemeinschaft insgesamt (Lehrkräfte, Studierende, sonstiges Personal) als wahren Hauptakteur der Reformen der Hochschulbildung anzuerkennen; in der Erwägung, dass der Bologna-Prozess auf den Widerstand eines großen Teils der universitären Gemeinschaft gestoßen ist; in der Erwägung, dass in verschiedenen europäischen Ländern eine breite gesellschaftliche Mobilisierung gegen die mit dem Bologna-Prozess zusammenhängenden Reformen und gegen die Liberalisierung der Hochschulbildung stattgefunden hat;

G.
in der Erwägung, dass es diese zwischenstaatliche Initiative nicht vermocht hat, für in zahlreichen Ländern bestehende schwerwiegende Probleme eine gemeinsame europäische Lösung herbeizuführen, sondern vielmehr die ungleichen Bedingungen beim Zugang zur Hochschulbildung noch verschärft hat;

H.
in der Erwägung, dass eines der erklärten Ziele des Bologna-Prozesses darin besteht, Mobilität und Internationalisierung zu unterstützen, für die Vereinbarkeit und die Vergleichbarkeit der Standards und der Qualität verschiedener Hochschulbildungssysteme zu sorgen und gleichzeitig die Autonomie der Hochschulen zu achten und so einen Beitrag zur Schaffung eines wirklich demokratischen europäischen Raumes zu leisten, der allen Bürgern Chancengleichheit bietet; in der Erwägung, dass in Bezug auf soziale Rechte, die finanziellen Möglichkeiten der Beteiligten und soziokulturelle Stereotype nach wie vor starke Hindernisse für die Mobilität bestehen, aufgrund derer derzeit nur 3 % der Studierenden diese Mobilität nutzen können;

I.
in der Erwägung, dass die in den letzten fünfzehn Jahren erzielten Fortschritte und die Misserfolge bewertet werden müssen und dass bei dieser Bewertung sowohl die Ergebnisse des Projekts im Bereich der Zusammenarbeit zwischen den Regionen als auch die anhaltenden Probleme und Widerstände und das unterschiedliche Maß der Verwirklichung der angestrebten Ziele berücksichtigt werden müssen;

J.
in der Erwägung, dass es insbesondere in diesen Zeiten der Wirtschaftskrise unabdingbar ist, dass Bildung, Ausbildung, berufliche Bildung, Wissen und Forschung nach wie vor eine finanzielle Unterstützung durch die öffentliche Hand erhalten, die im Übrigen mit der Zeit verstärkt werden sollte;

K.
in der Erwägung, dass es in diesem sich ständig wandelnden Kontext notwendig ist, aus dem Scheitern dieses Prozesses Lehren zu ziehen, ihn zu beenden und anzuerkennen, dass es in erster Linie einer öffentlichen, kostenlosen, für alle zugänglichen Hochschulbildung bedarf, die eine persönliche und kollektive Emanzipation ermöglicht, um die Entwicklung jedes Landes und der Gesellschaft insgesamt voranzubringen;

Rolle des Bologna-Prozesses

1.
weist darauf hin, dass Bildung und Forschung eine der wichtigsten Säulen jeder Gesellschaft sind und dass sie als öffentliche Dienstleistung gelten und Kultur, Vielfalt und demokratische Werte fördern sollten, damit die Studierenden auf ein Leben als aktive Bürger vorbereitet werden und eine persönliche wie auch eine kollektive Emanzipation möglich ist; unterstreicht, dass es entscheidend ist, wenn man Armut, soziale Ungleichheit und Arbeitslosigkeit – insbesondere Jugendarbeitslosigkeit – wirksam bekämpfen und dabei soziale Inklusion fördern möchte, dass die Regierungen vermehrt in Bildung investieren; weist darauf hin, dass Bildung in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt und dass die Hochschuleinrichtungen durch ausreichende öffentliche Mittelzuweisungen finanziell unterstützt werden müssen, damit sie die Bedürfnisse der Bevölkerung erfüllen können;

2.
weist darauf hin, dass Haushaltsmittel, die für Bildung bereitgestellt werden, eine Investition für die Zukunft sind; lehnt aus diesem Grund die starken Kürzungen der Haushaltsmittel, die mehrere Mitgliedstaaten im Bildungsbereich vorgenommen haben, sowie die ständig steigenden Studiengebühren ab, welche zu einer massiven Zunahme der Zahl verschuldeter Studierender geführt haben, die sich in einer prekären Lage befinden und zur Finanzierung ihres Studiums arbeiten gehen müssen; vertritt die Auffassung, dass sich diese Phänomene nachteilig auf die Stärkung der sozialen Dimension der Bildung auswirken, und weist darauf hin, dass die Universitäten für die Erfüllung ihrer Aufgaben einer ausreichenden öffentlichen Finanzierung bedürfen; 

3.
fordert die Mitgliedstaaten auf, in dieser Zeit der wirtschaftlichen und sozialen Krise eventuelle Immatrikulationsgebühren zu senken oder einzufrieren, um zu verhindern, dass sie für die Mehrheit zu einem zusätzlichen Hindernis für den Zugang zur Hochschulbildung werden; fordert die Union und die Mitgliedstaaten auf, eine Erhöhung der Bildungsausgaben vorzusehen, insbesondere in Bezug auf Stipendien und Zuschüsse; 

4.
betont, dass die Verbreitung von Wissen, Bildung und Forschung einen Beitrag zur Förderung eines Bürgersinns leistet; weist auf das Erfordernis einer gegenseitigen Konsultation innerhalb der Kreise der Hochschulbildung (Lehrkräfte, Studierende und sonstiges Personal) hin, damit der Widerstand gegen die Reformen des Bologna-Prozesses verstanden wird, und unterstreicht auch das Erfordernis eines unentgeltlichen und für alle zugänglichen öffentlichen Bildungsangebots, das auf die gesellschaftlichen Bedürfnisse eingeht;

5.
stellt fest, dass die Bologna-Reformen zum Aufbau des Europäischen Hochschulraums (EHR) geführt haben; hebt hervor, dass eine der erklärten Prioritäten des Bologna-Prozesses darin besteht, dass jedem Studierenden, der an einer europäischen Universität inskribiert ist, gewährleistet wird, dass er die Möglichkeit hat, ein Diplom zu erhalten, das in allen Staaten, die sich an diesem Prozess beteiligen, anerkannt wird; stellt fest, dass diese Ziele bisher noch nicht verwirklicht wurden und dass die Umsetzung des Bologna-Prozesses und der diesen Prozess begleitenden Reformen stattdessen eine Konkurrenzsituation zwischen den Diplomen und Einrichtungen und eine diesbezügliche Hierarchisierung, die Entstehung einer Bildung der unterschiedlichen Geschwindigkeiten und den Ausschluss bestimmter Studierender bewirkt hat; 

6.
stellt fest, dass der Bologna-Prozess in den Ländern, in denen er eingeführt wurde, in den Führungsgremien im Allgemeinen zu einer rückläufigen Vertretung der akademischen Gemeinschaft und insbesondere der Studierenden zugunsten der Wirtschaftsbeteiligten, insbesondere der großen Unternehmen, geführt hat; 

Prioritäten und Herausforderungen

7.
fordert eine Bewertung und eine umfassende Bilanz des Bologna-Prozesses, um einen Überblick über Erfolge und Misserfolge in Bezug auf seine erklärten Ziele zu erlangen; hebt hervor, dass die Schwierigkeiten und Hindernisse und das Unverständnis, die – auch an den Universitäten – zu verzeichnen waren, berücksichtigt werden müssen, um eine hochwertige und für alle zugängliche Bildung zu entwickeln; 

8.
fordert die Mitgliedstaaten auf, zu erwägen, ob ein besonderer sozialer Status für junge Menschen eingeführt werden könnte, um ihre Unabhängigkeit zu gewährleisten (Zugang zu Wohnraum, Bestreiten des Unterhalts, Zugang zu Sport, Kultur und Freizeitgestaltung), und Zuschusssysteme einzuführen, insbesondere für junge Menschen, die eine Ausbildung durchlaufen oder auf der Suche nach ihrer ersten Arbeitsstelle sind; 

9.
spricht sich gegen „Wissensallianzen“ und „Allianzen für branchenspezifische Fertigkeiten“ aus, in deren Rahmen Hochschuleinrichtungen und Unternehmen gemeinsam Lehrpläne entwickeln, „um Qualifikationsdefizite anzugehen“; hebt hervor, dass diese Lehrpläne eine Verstärkung des Abhängigkeitsverhältnisses der Hochschulen zu den Interessen der großen Unternehmen und eine Reduktion von Bildung auf ihre Marktrelevanz nach sich ziehen; 

10.
spricht sich gegen eine Beschleunigung der Umsetzung des Bologna-Prozesses in Europa aus; hält es für wesentlich, die Vielfalt der Lehre und insbesondere die Sprachenvielfalt zu erhalten; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, Stipendien für Studierende auszubauen und dafür zu sorgen, dass sie leicht zugänglich sind;

11.
fordert die Mitgliedstaaten, die EHR-Länder sowie die Union insgesamt auf, die Kritik der akademischen Gemeinschaft an und ihren Widerstand gegen den Bologna-Prozess zu berücksichtigen und an Reformen zu arbeiten, die anstelle der derzeitigen Maßnahmen einen echten universellen Zugang zu einer öffentlichen, kostenlosen und hochwertigen Hochschulbildung gewährleisten;

12.
fordert die Aufnahme eines Dialogs zwischen Regierungen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen, um die zur Verfügung stehenden Mittel zielgerichteter und wirksamer einzusetzen und ihre Verwendung zu optimieren, und spricht sich gegen Kürzungen der Mittel für den Hochschulbereich aus, während andere Bereiche des Budgets unangetastet bleiben;

13.
fordert die Regierungen auf, die Effizienz der Nutzung öffentlicher Finanzierungen von Bildung zu erhöhen und das EU-Kernziel einzuhalten, drei Prozent des BIP der EU in Forschung zu investieren; betont, dass eine ehrgeizige öffentliche Finanzierung von Bildung und Forschung vonnöten ist, da Bildung und Forschung zu den wichtigsten Instrumenten gehören, mit denen der Zugang zu hochwertiger Bildung für alle sichergestellt wird und die Wirtschaftskrise und die Arbeitslosigkeit bekämpft werden;

14.
betont die Rolle der MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) und ihre Bedeutung für die Gesellschaft; betont, dass die Vielfalt der Fachrichtungen (insbesondere bei den Geisteswissenschaften), Disziplinen, Lehrmethoden und Hochschulsysteme in der Europäischen Union erhalten werden muss; hält es zu diesem Zweck für erforderlich, nationale Qualifikationsrahmen für die Bildungsabschlüsse beizubehalten und gleichzeitig die gegenseitige Anerkennung der Abschlüsse und Qualifikationen durch die Mitgliedstaaten zu fördern;

15.
bedauert, dass das Europäische System zur Anrechnung von Studienleistungen (ECTS) als Palette allgemeiner Fähigkeiten zusammengestellt ist, die lediglich an den Bedürfnissen des Marktes ausgerichtet sind, wohingegen es den Studierenden vielmehr ermöglicht werden sollte, ihre Kenntnisse in den von ihnen gewählten Fachrichtungen zu vertiefen;

16.
betont die große Bedeutung einer garantierten gegenseitigen Anerkennung und Kompatibilität der akademischen Abschlüsse für die Stärkung des Qualitätssicherungssystems auf europäischer Ebene und in allen Ländern, die sich dem EHR angeschlossen haben;

17.
weist darauf hin, dass Bildung in die Verantwortung der Mitgliedstaaten fällt und dass sichergestellt werden muss, dass Hochschuleinrichtungen – in erster Linie durch die Bereitstellung ausreichender öffentlicher Mittel – finanziell unterstützt werden; 

18.
betont, wie wichtig das Ziel ist, wonach 40 % der 30- bis 34-Jährigen eine Hochschulausbildung abschließen und über angemessene Fähigkeiten und Kompetenzen verfügen sollten, um eine erfüllende Beschäftigung finden zu können; hebt die Notwendigkeit hervor, die Beschäftigungsverhältnisse von Absolventen nachzuverfolgen, um festzustellen, inwieweit die Reformen der Hochschulen den im Bologna-Prozess festgelegten Zielen eines besseren beruflichen Einstiegs dienen; nimmt daher den Einsatz der Kommission zur Verbesserung der Verfügbarkeit derartiger Daten zur Kenntnis; fordert eine Bewertung und eine umfassende Bilanz des Bologna-Prozesses, um einen Überblick über Erfolge und Misserfolge in Bezug auf seine Ziele zu erlangen; hebt hervor, dass die Schwierigkeiten und Hindernisse und das Unverständnis, die – auch an den Hochschulen – zu verzeichnen sind, berücksichtigt werden müssen; 

19.
stellt fest, dass die Mobilität von Studierenden, Lehrkräften, Forschern und sonstigem Personal eine der wichtigsten Prioritäten des Bologna-Prozesses darstellt; fordert die Mitgliedstaaten auf, mehr Möglichkeiten für Mobilität zu schaffen und ihre Qualität zu erhöhen, indem anstelle von Darlehen Stipendien und Beihilfen vergeben werden, da sich die Studierenden durch die Aufnahme von Darlehen noch mehr verschulden; hebt hervor, dass das quantitative Ziel einer Mobilitätsrate von 20 % der Studierenden bis 2020 verwirklicht werden muss; 

20.
fordert, dass die Mobilität der Studierenden schrittweise in die offiziellen Lehrpläne der Hochschulen aufgenommen wird; fordert die Union, die Mitgliedstaaten und die Hochschulen auf, sich für die Öffnung der Austauschprogramme für eine möglichst große Zahl von Teilnehmern einzusetzen, indem Verfahren für die Information und die finanzielle und administrative Unterstützung aller Studierenden, Wissenschaftler und Mitarbeiter eingerichtet werden, damit strukturierte Mobilitätsflüsse gefördert werden, und diese Programme durch eine auf sozialen Kriterien fußende angepasste und bessere Finanzierung zu stärken;

21.
betont, dass Studierende und Lehrkräfte der Kunst- und Musikstudiengänge angemessen in den Mobilitätsprogrammen der EU vertreten sein müssen;

22.
spricht sich dagegen aus, dass die Bewertungen der Kommission auf der Grundlage der mehrdimensionalen Maßnahme zur Einstufung von Hochschuleinrichtungen vorgenommen werden sollen, da diese Maßnahme die Bandbreite der Fächer und Disziplinen und die sprachliche Vielfalt der wissenschaftlichen Veröffentlichungen nicht berücksichtigt; ist der Ansicht, dass diese Art von Einstufung die große Gefahr birgt, eine Konkurrenzsituation zwischen den Einrichtungen und Disziplinen zu erzeugen; hebt hervor, dass eine Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen notwendig ist, die sich auf den Austausch und die Verwertung von Wissen und Forschungsergebnissen konzentriert;

23.
weist auf die zentrale Rolle von Hochschulen bei der Förderung der Mobilität und der Heranbildung von Hochschulabgängern und Forschern hin, die über Fachwissen und Kompetenzen verfügen;

24.
fordert die Mitgliedstaaten, die EU und den EHR auf, die Mobilität zu stärken, indem sie den Spracherwerb fördern, administrative Hindernisse abbauen, angemessene Mechanismen für die finanzielle Unterstützung bereitstellen und für die Übertragbarkeit von Stipendien, Beihilfen und Leistungen sorgen; stellt fest, dass der Zugang zu Mobilität für Studierende aus schwächeren finanziellen Verhältnissen nach wie vor schwieriger ist;

25.
weist darauf hin, dass sich das Bildungsmodell mit Blick sowohl auf die Ausgestaltung als auch die Bereitstellung der Programme zunehmend an den Studierenden orientiert und unter anderem ihrer persönlichen Entwicklung Rechnung trägt; betont, wie wichtig die Mitwirkung der Studierenden an der Gestaltung der Hochschulpolitik ist;

26.
weist darauf hin, dass umfangreiche Möglichkeiten des lebenslangen Lernens und zusätzliche Lernformen wie nicht formales und informelles Lernen, die für die Entwicklung persönlicher Kompetenzen von wesentlicher Bedeutung sind, bereitgestellt werden müssen; weist nachdrücklich darauf hin, dass die Hochschuleinrichtungen eine Schlüsselrolle dabei spielen müssen, die berufliche Laufbahn zu sichern, indem sie Berufstätigen beim Verlust des Arbeitsplatzes bzw. bei Auslaufen des Arbeitsvertrags den Wiedereinstieg in die Ausbildung ermöglichen und indem sie bewusst gewählte berufliche Neuorientierungen und Höherqualifizierungen fördern, die zu angemessen vergüteten Festanstellungen führen;

27.
fordert zudem, dass das Potenzial der neuen Technologien, der Digitalisierung und der IKT erschlossen wird, damit sie vorteilhaft in der Lehre und Ausbildung eingesetzt werden können;

28.
betont, dass Flüchtlingen der Zugang zu allen Einrichtungen des Europäischen Hochschulraums gewährt werden muss, damit sie sich durch Bildung ein selbstbestimmtes Leben aufbauen können; ist besorgt über die Lage der Studierenden aus Drittländern, deren rechtlicher Status bei und nach ihrem Studium häufig besonders unsicher ist; hebt hervor, dass die „Attraktivität“ der Hochschulbildung in der EU auch in der Fähigkeit zur Aufnahme dieser Studierenden ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit begründet ist; fordert die Mitgliedstaaten deshalb auf, sich für die Legalisierung des Status aller Studierenden einzusetzen, die an einer Hochschule eingeschrieben sind;

29.
fordert die Mitgliedstaaten und die Hochschuleinrichtungen auf, neue Kooperations- und Forschungsprogramme aufzulegen, die auf gemeinsamen Interessen mit Einrichtungen in Drittstaaten aufbauen, insbesondere mit Einrichtungen in Konfliktgebieten, um den Studierenden aus diesen Ländern einen diskriminierungsfreien Zugang zu Hochschulbildung und Ausbildung zu ermöglichen; schlägt insbesondere die Einrichtung von Partnerschaften zwischen Hochschulen der Union und Palästinas vor; fordert die Kommission auf, solche Programme zu unterstützen;

30.
weist darauf hin, dass nur wenige Mitgliedstaaten eine umfassende Strategie zur Integration von Studierenden mit weniger günstigen sozioökonomischen Voraussetzungen in die Hochschulbildung umgesetzt und damit das Problem des sogenannten sozialen Filters angehen;

31.
betont die Rolle der Bildung, ihrer Qualität und ihrer Lehrfunktion bei der Prägung künftiger Generationen, ihren Beitrag zu einem umfassenderen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zusammenhalt sowie zur Schaffung sicherer und gut bezahlter Arbeitsplätze; fordert daher eine größere Wertschätzung de Lehrerberufe;

32.
fordert wirtschaftliche und soziale Bemühungen um die Verbesserung der sozialen Inklusion, indem ein fairer und offener Zugang zu hochwertiger Bildung für alle bereitgestellt wird, die Anerkennung von akademischen und beruflichen Qualifikationen, von Studienzeiten im Ausland und von zu einem früheren Zeitpunkt erworbenen Qualifikationen sowie von „Soft-Skills“-Programmen und nicht formalem und informellem Lernen erleichtert wird und Studierenden mit unterschiedlichsten Voraussetzungen durch lebenslanges Lernen ein Zugang zu maßgeblicher Bildung eröffnet wird;

33.
betont die Rolle der Bildungsmobilität beim interkulturellen Lernen sowie die Tatsache, dass im Rahmen der Hochschulreformen Maßnahmen zur Förderung interkultureller Kenntnisse der Studierenden und der gegenseitigen Achtung von Kulturen ergriffen werden sollten;

o

o

o

34.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.
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